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Die  Diskussionen  um  den  Brexit  und  dessen  Auswirkungen  auf  Dänemark,  weitere
Verschärfungen in der Migrations- und Asylpolitik, Europol sowie eine größere Regie-
rungsumbildung prägten  die  dänische  Politik  im Zeitraum Sommer  2016  bis  Sommer
2017. Im Juni 2017 legte die Regierung eine neue außen- und sicherheitspolitische Strate-
gie für 2017 bis 2018 vor,  die ihr Handeln in den wichtigen Politikfeldern Migration,
Bekämpfung von Terrorismus, Sicherheit in der Nachbarschaft, Brexit und die Zukunft der
Europäischen Union, Globalisierung und Arktis umreißt.

Innenpolitik

Ende November 2016 kam es in Dänemark zu einer Regierungsumbildung. Die bis dahin
allein regierende und nur über ein Fünftel der Sitze im dänischen Parlament verfügende
konservativ-liberale  Partei  Venstre  von  Ministerpräsident  Lars  Løkke  Rasmussen  ver-
handelte mit der konservativen Liberalen Allianz und der Konservativen Volkspartei über
die Bildung einer Regierungskoalition. Die Liberale Allianz hatte Rasmussen im Streit um
den Staatsetat und eine Senkung des Spitzensteuersatzes unter Druck gesetzt sowie mit
Entzug der stillen Unterstützung der Regierung im Parlament gedroht. Durch die Bildung
einer Koalition wollte Rasmussen die Partei in die Koalitionsdisziplin einbinden. Aller-
dings verfügt auch diese Regierung nicht über eine Mehrheit im Parlament, sondern ist als
Minderheitsregierung – seit Langem die gängige Regierungsform in Dänemark – weiterhin
auf die Unterstützung der rechtspopulistischen Dänischen Volkspartei (DVP) oder anderer
Oppositionsparteien angewiesen. Während Rasmussen Ministerpräsident blieb, avancierte
der bisherige Außenminister Christian Jensen zum Finanzminister. Neuer Außenminister
wurde der Chef der Liberalen Allianz Anders Samuelsen, der als EU-Skeptiker gilt.

Mette Fredriksen, die Vorsitzende der sozialdemokratischen Partei, in Umfragen stärks-
te  politische  Kraft,  näherte  sich  unterdessen  der  Dänischen  Volkspartei  an.  In  einigen
politischen  Fragen,  insbesondere  der  Migration,  stehen  die  Sozialdemokraten  auf  der-
selben restriktiven Linie wie Regierung und Volkspartei. Ihre Partei ist grundsätzlich zu
mehr Zusammenarbeit mit der DVP bereit. So forderte Fredriksen im Juni 2017 zusammen
mit dem Chef der DVP, Kristian Thulesen Dahl, die Regierung auf, Maßnahmen zu ergrei-
fen, die Arbeitnehmerfreizügigkeit in der Europäischen Union zu beschränken. 

Migrations- und Asylpolitik

Verschiedene dänische Regierungen arbeiten seit vielen Jahren daran, die Migrations- und
Asylpolitik des Landes Schritt  für Schritt  zu verschärfen. Seit  Sommer 2015 hat  diese
Ambition neue Nahrung erhalten; weitere restriktive Gesetze wurden beschlossen. Einige
Maßnahmen wie zum Beispiel die getrennte Unterbringung von Paaren, bei denen mindes-
tens ein Partner noch minderjährig ist, stießen im In- und Ausland auf heftige Kritik und
wurden sogar als nicht rechtmäßig bezeichnet. Ein Gesamtplan der Regierung zur Steue-
rung von Migration für „ein stärkeres Dänemark“ vom August 2016 enthielt Maßnahmen
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wie zum Beispiel die Einrichtung polizeilich bewachter Asylzentren. In Notsituationen –
als solche wird die Lage im Herbst 2015 betrachtet – soll es zukünftig möglich sein, Asyl-
suchende unmittelbar an den Grenzen abzuweisen.1 Die Zahl der Asylbewerber war 2016,
auch dank der Kontrollen an der Grenze zu Deutschland, mit 6.055 deutlich niedriger als
im Vorjahr (20.825) und betrug im ersten Quartal 2017 nur noch 670.2

In  der  neuen  Strategie  für  Dänemarks  Außen-  und  Sicherheitspolitik  nehmen  auch
Migration und Migrationsursachen einen wichtigen Platz ein.  Die Regierung nennt das
Thema im selben Kontext mit dem Kampf gegen Terrorismus und will sich dafür ein-
setzen, den Zuzug von illegalen Migranten und Flüchtlingen weiter zu beschränken, insbe-
sondere durch die effektive Sicherung der EU-Außengrenzen. Ferner will sie zum Beispiel
Mittel,  die  für  die  Aufnahme  von  Flüchtlingen  in  Dänemark  vorgesehen  waren,  für
Maßnahmen zur Eindämmung von Krisen, Dürre, Migration und Bevölkerungswachstum
umwidmen, und damit Migrationsursachen direkt vor Ort angehen. Junge Menschen und
Frauen in Afrika sollen dabei im Fokus stehen. Insgesamt will Dänemark die Möglich-
keiten und die Anreize für Migranten, in ihre Heimatländer zurückzukehren, fördern.3

EU-Politik

Dänemark zählt sich neben Irland und den Niederlanden zu den Mitgliedstaaten, die am
meisten vom Brexit betroffen sein werden. Die Regierung geht davon aus, dass dieser die
dänische Wirtschaft negativ beeinflussen wird und erwartet zum Beispiel eine Schwächung
des Bruttonationalprodukts (BNP), geringeren Export und eine höhere Arbeitslosigkeit.4

Dänemark möchte Großbritannien so nahe wie möglich an der Europäischen Union halten,
eine gute Lösung für die zahlreichen in Großbritannien lebenden dänischen Staatsbürger
finden5 und  generell  das  aus  dänischer  Sicht  bestmögliche  Abkommen  sichern.  Wie
Schweden ist auch Dänemark nicht bereit, nach dem Austritt  Großbritanniens mehr ins
EU-Budget einzuzahlen als bisher.6

Auf die fünf Szenarien im „Weißbuch zur Zukunft Europas“ der Europäischen Kommis-
sion  reagierte  die  dänische  Regierung  zurückhaltend.  Eine  Union  der  verschiedenen
Geschwindigkeiten existiert  aus dänischer Sicht angesichts ihrer  vier  bestehenden Vor-
behalte bei der Währungsunion, der Justiz- und Innenpolitik, der Sicherheitspolitik und
der Unionsbürgerschaft bereits. In der neuen Strategie für Dänemarks Außen-und Sicher-
heitspolitik vom Juni 2017 heißt es zur Zukunft der Europäischen Union, dass sich die
Regierung für eine schlanke und effiziente Union einsetzen wolle. Der Fokus der europä-
ischen  Zusammenarbeit  solle  darauf  liegen,  zu  konkreten  Lösungen  für  transnationale
Herausforderungen beizutragen, insbesondere im Hinblick auf Migration, Sicherheit und
Wachstum. Des Weiteren möchte die Regierung ihre Kooperation mit traditionellen und
neuen Partnern  innerhalb  der  Europäischen  Union,  die  dänische  Interessen  und Werte
teilen, ausbauen.7

1 Regeringen: Et stærkere Danmark – Styr på flygtningestrømmen, August 2016.
2 Eurostat:  1,2 Millionen erstmalige Asylbewerber im Jahr 2016 registriert,  Pressemitteilung, 16.3.2017,

Dok. 46/2017; Eurostat: Asylum applicants, 13.6.2017, abrufbar unter:  http://ec.europa.eu/eurostat/stati
stics-explained/images/3/36/First_time_asylum_applicants%2C_Q1_2016_%E2%80%93_Q1_2017_V1.
png (letzter Zugriff: 4.8.2017).

3 Regeringen: Foreign and Security Policy Strategy 2017-2018, June 2017, S. 10-13.
4 Ritzau: Dansk Industri: Betydningen af EU kan kun undervurderes, in: Jyllands Posten, 25.3.2017.
5 Ritzau: Løkke vil stå fast på Danmarks interesser i brexit, in: Jyllands Posten, 27.3.2017. 
6 Ritzau: Kristian Jensen vil ikke betale en krone mere til EU, in: Jylland Posten, 28.3.2017.
7 Regeringen: Foreign and Security Policy Strategy 2017-2018, June 2017, S. 17-19.
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Dänemark

Nach langwierigen Verhandlungen zwischen der dänischen Regierung und der Europä-
ischen Kommission trat am 1. Mai 2017 die neue Europol-Verordnung in Kraft. Diese
wurde notwendig, weil die dänische Bevölkerung in einem Volksreferendum die teilweise
Aufhebung des dänischen Vorbehalts in der EU-Innen und Justizpolitik abgelehnt hatte.
Dänemark ist ab diesem Zeitpunkt nicht länger Mitglied von Europol und wird in Zukunft
als Drittstaat behandelt.8 Die Erneuerung des Parallelabkommens über Europol mit Däne-
mark, auf dessen Basis das Land bislang an Europol teilnehmen konnte, hatte die Kom-
mission abgelehnt. Dänemark hat ab jetzt jedoch einen Beobachterstatus und kann Verbin-
dungsoffiziere  bei  Europol  stationieren.  Regierungsbehörden  erhalten  Zugriff  auf
strategische  Analysen  und  Informationen  aus  dem gemeinschaftlichen  Analyseregister,
jedoch keinen direkten Zugang in das Informationssystem. Europol soll – im Gegensatz zu
den üblichen Regeln für Drittstaaten – Dänemark möglichst schnell über Untersuchungen
informieren, die das Land betreffen.9

Außen- und Sicherheitspolitik 

Am 30.  März war Ministerpräsident Rasmussen bei  Donald Trump in Washington auf
Staatsbesuch. Rasmussen wollte vor allem Themen wie den Kampf gegen den „Islami-
schen Staat“ sowie Freihandels- und Umweltpolitik ansprechen. Dänemark ist ein gutes
Beispiel  dafür,  dass eine gute Umweltpolitik auch eng verbunden mit wirtschaftlichem
Wachstum sein kann. Beide beurteilten das Treffen als positiv und Rasmussen betonte,
dass Trump aufrichtig interessiert an seinen Berichten war.10 Dass Rasmussen als neuntes
Staatsoberhaupt ins Weiße Haus eingeladen wurde, zeigt, dass der dänische sicherheits-
politische Einsatz zum Beispiel im Irak und in Afghanistan in Washington registriert und
wertgeschätzt wird.11

Die geplante russische Gaspipeline Nord Stream 2 soll unter anderem durch 140 Kilo-
meter dänische Gewässer verlaufen. Aufgrund der aktuellen politischen Lage, vor allem
wegen des angespannten Verhältnisses zu Russland, wäre eine Zustimmung für Dänemark
brisant.  Die Regierung befindet sich in Bezug zur Pipeline in einer  Zwickmühle:  Laut
internationaler Konvention muss sie südlich von Bornholm verlaufen, juristisch gesehen
fällt sie nicht unter die europäische Energiegesetzgebung, und gleichzeitig ist die Bezie-
hung zu Russland generell schwierig und Nord Stream 2 nicht vereinbar mit den europä-
ischen Energiezielen, die eine Diversifizierung und eine Unabhängigkeit  von Russland
vorsehen. Infolgedessen wurden Forderungen nach einer Gesetzesänderung laut, nach der
in  Zukunft  auch  außen-  und  sicherheitspolitische  Faktoren  in  Entscheidungen wie  der
Zustimmung zur Nord Stream 2 eine Rolle spielen können. Trotz eines dänischen „Neins“
wird das Projekt wohl kaum gestoppt werden, da der Verlauf der Pipeline leicht verändert
werden kann.12

8 Jakob Ussing: EU siger ja til dansk særaftale om Europol lige inden deadline, in: Berlinsgke Tedende,
27.4.2017.

9 Ritzau: Her er hovedelementerne i Danmarks Europol-aftale, in: Jyllands Posten, 28.4.2017.
10 Heidi  Joy Madsen:  Lars  Løkke Rasmussen:  Billedet  af  Trump er slet  ikke  så  sort-hvidt,  in:  Jyllands

Posten, 30.3.2017.
11 Cæcilie Møldrup Sørensen: Ekspert i amerikansk politik: Den indsats Danmark yder bliver bemærket, in:

Jyllands Posten, 31.3.2017. 
12 Stine Jacobsen/Russell Ros: Denmark seeks to change law on pipelines amid Nord Stream 2 divisions, in:

Reuters, 9.4.2017.
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Bei einem Treffen der Außenminister Sergei Lawrow und Samuelsen beim International
Arctic Forum in Arkhangelsk konnte eine weitere Zusammenarbeit in Bezug auf die Arktis
festgelegt  werden. Besprochen wurden aber auch Themen wie wirtschaftliche Entwick-
lung, Umwelt, Syrien, oder etwa die Krim. Die Beziehungen zu Russland bleiben proble-
matisch, da einerseits Sanktionen gegenüber dem Land bestehen, andererseits der Dialog
aufrechterhalten werden soll.13 

In der neuen dänischen außen- und sicherheitspolitischen Strategie für 2017 bis 2018
wurde im Kapitel „Sicherheit in Nachbarschaftsregionen“ festgelegt, noch enger mit der
NATO zusammenarbeiten zu wollen – besonders im Ostseeraum – und mehr Investitionen
im militärischen Bereich zu tätigen, um die von der NATO geforderten 2 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) zu erreichen.14

In  der  Debatte  über  Wahlkampfauftritte  türkischer  Politiker  in  Dänemark  im Zuge
des türkischen Verfassungsreferendums sprach sich Außenminister Samuelsen gegen ein
generelles Verbot aus. Zuvor hatte Rasmussen dem türkischen Ministerpräsidenten Binali
Yildirim geraten, seinen für März geplanten Dänemarkbesuch zu verschieben. Durch den
Ausgang des Referendums bewege sich die Türkei, so Samuelsen, weiter von der Europä-
ischen Union und ihren Werten weg. Venstre hatte bereits im August 2016 ein Ende der
Beitrittsverhandlungen gefordert.15 Eine Gefahr für die Zusammenarbeit, zum Beispiel in
der Migrationsfrage, sieht Samuelsen jedoch nicht.16

Ausblick

Die Eindämmung von Migration, die nationale Sicherheit und der Brexit sind und bleiben
die größten Herausforderungen und politischen Prioritäten für die dänische Regierung. In
manchen EU-Dossiers wird sie ein unbequemer Partner sein, der sehr stark auf nationale
Interessen pocht und stets explizit betont, aus EU-Verhandlungen, insbesondere jenen zum
Brexit, das für das eigene Land Beste herausholen zu wollen. So kündigte die Regierung
zum Beispiel an, dass, solange die EU-Außengrenzen nicht sicher seien, sie auch dann
weiterhin Dänemarks Grenzen kontrollieren wolle, wenn eine Verlängerung von Kontrol-
len  im Schengenraum nach  November  2017  offiziell  nicht  mehr  möglich  ist.  Für  die
Zukunft stellt sich Dänemark eine schlanke und effiziente Europäische Union vor, die sich
auf eine kleinere Zahl von Schwerpunktbereichen konzentriert und dabei mehr auf inter-
gouvernementale als auf supranationale Zusammenarbeit setzt.  Ob das Land sich damit
gegen integrationsfreudigere Mitglieder durchsetzen kann, bleibt abzuwarten.

Weiterführende Literatur
Tobias Etzold: Flüchtlingspolitik in Nordeuropa. Die nordischen Länder gleichen ihren Kurs immer stärker an,

doch Unterschiede bleiben, in: SWP-Aktuell 78/2016.

13 Udenrigsministeriet: „Samuelsen til Lavrov: Fredeligt samarbejde i Arktis men uacceptabel adfærd overfor
vores østlige naboer“, Nyheder fra Udenrigsministeriet, 30.3.2017, abrufbar unter: http://um.dk/da/udenr
igspolitik/udenrigspolitiske-nyheder/newsdisplaypage.aspx?newsid=36343304-6bf5-4351-80be-171e2c6a
b01f (letzter Zugriff: 24.7.2017).

14 Regeringen: Foreign and Security Policy Strategy 2017-2018, Copenhagen 2017, S. 14-16.
15 Reuters: EU should end accession talks with Turkey: Danish ruling party, 9.8.2016.
16 Katrine Stampe: Samuelsen: Tyrkiets ja ændrer ikke flygtningeaftalen, in: Jyllands Posten, 17.4.2017.

498 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017

http://um.dk/da/udenrigspolitik/udenrigspolitiske-nyheder/newsdisplaypage.aspx?newsid=36343304-6bf5-4351-80be-171e2c6ab01f
http://um.dk/da/udenrigspolitik/udenrigspolitiske-nyheder/newsdisplaypage.aspx?newsid=36343304-6bf5-4351-80be-171e2c6ab01f
http://um.dk/da/udenrigspolitik/udenrigspolitiske-nyheder/newsdisplaypage.aspx?newsid=36343304-6bf5-4351-80be-171e2c6ab01f
http://um.dk/da/udenr

